Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 19. 


| 
Gr. 7338.) Geſetz, betreffend die Gerichtsbarkeit und das gerichtliche Verfahren in Ehe- und 
| Verlöbnißſachen in der Provinz Hannover. Vom 1. März 1869. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
über die Gerichtsbarkeit und das gerichtliche Verfahren in Ehe⸗ und Verlöbniß⸗ 
ſachen für die Provinz Hannover, was folgt: . 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


SH 
Rechtsſtreitigkeiten, welche die civilrechtliche Trennung, Ungültigkeit oder 
Nichtigkeit einer Ehe, die Herſtellung des ehelichen Lebens „die Zuſtimmung zur 
Ehe oder die Eingehung der Ehe zum Gegenſtande haben, gehören in erſter 
Inſtanz zur Zuſtändigkeit der großen Senate der Obergerichte. 
2 5 

Die Vorſchriften über die Gerichtsverfaſſung, das gerichtliche Verfahren 
und das Gebührenweſen, welche für ſonſtige bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten in der 
Provinz Hannover maaßgebend find, finden auch auf die im F. 1. bezeichneten 
Reechtsſtreitigkeiten Anwendung, ſoweit nicht dieſes Geſetz ein Anderes beſtimmt. 

. 

Die Zuſtändigkeit der großen Senate der Obergerichte iſt eine ausſchließliche. 


b . 
Zum Erlaß einſtweiliger Verfügungen iſt nur das Prozeßgericht zuſtändig. 
Jahrgang 1869, (Nr. 7338) ö 47 II. Be 


Ausgegeben zu Berlin den 2. März 189. 8 


II. Beſtimmungen für Rechtsſtreitigkeiten / welche die Trennung / Un 
guͤltigkeit oder Nichtigkeit einer Ehe zum Gegenſtande haben. 


$. 5. 
Der Gerichtsſtand wird nur durch den Wohnſitz des Ehemannes begründet. b 


§. 6. 
Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gerichte ſind nicht öffentlich. 


§. 7. 5 


Bei den Verhandlungen vor dem erkennenden Gerichte muß die Kron⸗ 
anwaltſchaft vertreten ſein. 
ö Die Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift hat die Nichtigkeit des Verfahrens 
zur Folge, deren prozeſſualiſche Geltendmachung ſich nach denjenigen Vorſchriften 
richtet, welche für den im F. 431. unter Nr. 12. der bürgerlichen Prozeßordnung 
für Hannover vom 8. November 1850. aufgeführten Nichtigkeitsgrund maaß⸗ 
gebend ſind. N 

abs: 


Die Kronanwaltſchaft kann zum Zwecke der Aufrechterhaltung einer Ehe 
neue Thatſachen und neue Beweismittel beibringen, auch die Aufnahme der 
Beweiſe betreiben. . 

Nichtige Ehen, ſofern die Nichtigkeit nicht lediglich auf einem Privat⸗ 

intereſſe beruht, hat die Kronanwaltſchaft als Kläger gegen beide Ehegatten als 
Beklagte anzufechten. Inſoweit hiernach die Kronanwaltſchaft zur Erhebung der 
Klage verpflichtet erſcheint, iſt dieſelbe bei bereits anhängigem Rechtsſtreite be⸗ 
rechtigt, der einen oder anderen Prozeßpartei beizutreten, ſelbſtſtändig Anträge 
zu ſtellen und Rechtsmittel zu verfolgen. ö 155 
| 9. 9. 1 
Der Vorſitzende des Gerichts darf zur mündlichen Verhandlung über 
Klaganträge, welche die Trennung einer Ehe zum Gegenſtande haben, den 
Termin erſt dann anberaumen, wenn den nachfolgenden Vorſchriften über den 
Verſuch der Sühne genügt iſt. N 0005 
F. 10. 

Der Erhebung einer Klage, welche die Trennung einer Ehe zum Gegen 
ftande hat, muß ein Sühneverſuch durch einen Geiftlichen voraufgehen. 
Dieſe Vorſchrift erleidet jedoch eine Ausnahme: 3 

1) wenn der Aufenthalt des Beklagten unbekannt oder außerhalb des König; 3 


reichs iſt / 4 
: 2) wenn 


4 
nal 
740 


mM - 
2) wenn dem Sühneverſuche nach dem Ermeſſen des Vorſitzenden des Pro⸗ 
zeßgerichts ſchwer zu beſeitigende, vom Kläger nicht verſchuldete Hinder⸗ 
niſſe entgegenſtehen; | 
3) wenn die Ehegatten einer Religionsgeſellſchaft, deren Geiſtliche Amts⸗ 
handlungen mit bürgerlicher Wirkſamkeit vorzunehmen befugt ſind, nicht 
angehören. 
6 Für den Sühneverſuch iſt der Seelſorger der Ehegatten, ſowie der Geiſt⸗ 
liche der Parochie, welcher fie angehören, zuſtändig. 
Bei Sühneverſuchen zwiſchen jüdiſchen Ehegatten vertritt ein Rabbiner die 
Stelle des Geiftlichen, 5 


H. 11. 


Wer auf Trennung der Ehe klagen will, hat hiervon dem zuſtändigen 
Geiſtlichen, wenn er aber in gemiſchter Ehe lebt, den beiden zuſtändigen Geiſtlichen 
Anzeige zu machen. 

{ Beide Theile find verpflichtet, auf Erfordern des Geiſtlichen, ſich vor ihm 
zum Sühneverſuch einzufinden, im Falle gemiſchter Ehe jedoch jeder Theil nur 
bor dem Geiftlichen feiner Konfeſſion. 
0 Erſcheint der Antragſteller nicht, ſo iſt die Anzeige als zurückgenommen 
nnzuſehen. Erſcheint die Gegenpartei nicht, fo kann dieſelbe von dem Vorſitzenden 
des Prozeßgerichts durch Androhung und Verhängung von Geldbußen zum Er⸗ 
ſcheinen angehalten werden; leiſtet fie jedoch dieſer Anordnung nicht Folge, ſo 
wird angenommen, daß der Sühneverſuch mißlungen ſei. f 


§. 12. 


Dier Geiſtliche iſt verpflichtet, dem Antragſteller ſpäteſtens nach Ablauf 
von zwei Monaten ſeit dem Tage der Anzeige eine Beſcheinigung auszuſtellen, 
daß er die Sühne ohne Erfolg verſucht habe oder dieſelbe zu verſuchen Bedenken 
tage. Nach Vorlegung dieſer Beſcheinigung erfolgt Seitens des Vorſitzenden 
3 10 e die Anberaumung des Termins zur Verhandlung über die 
15 aganträge. 
Wird von dem Geiſtlichen die erbetene Beſcheinigung a: ertheilt, jo hat 
der Vorſitzende des Aare aer auf ein ſchriftliches Geſuch des Antragſtellers 
x den Geiftlichen um eine Erklärung zu erſuchen, und wenn dieſe innerhalb zwei 
Wochen entweder überhaupt nicht oder nicht in genügender Weiſe erfolgt, den 
beantragten Verhandlungstermin auf die Klaganträge anzuberaumen. 

En Erlaß einſtweiliger Verfügungen ift das Prozeßgericht befugt, ſobald 
dem Geiſtlichen die Anzeige zum Zweck des Sühneverſuchs gemacht worden iſt. 
0 Der Geiſtliche hat hieruͤber auf Verlangen eine Beſcheinigung auszuſtellen. 


ns ae 
ih Der Sühneverſuch des Geiſtlichen, einſchließlich der Ausſtellung der 
Beſcheinigung, erfolgt gebühren⸗ und ſtempelfrei. & 
(Nr. 7338,) SATT L. 14. 


Als eine Klageänderung ift es nicht anzufehen, wenn der Kläger im Laufe 
des Rechtsſtreits andere als die in den Klaganträgen bezeichneten Gründe für 
ſein Klagegeſuch vorbringt. Die Geltendmachung der neuen Gründe iſt durch 3 
einen vorgängigen Sühneverſuch nicht bedingt. 4 


§. 15. 


Die Häufung von Klagen und die Erhebung einer Widerklage iſt nur 
inſoweit zuläſſig, als die geltend zu machenden Anſprüche die Trennung, Ungül⸗ 
tigkeit oder Nichtigkeit der Ehe zum Gegenſtande haben. 3 

Die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens und die Trennungsklage 
können mit einander verbunden und gegen einander im Wege der Widerklage 
erhoben werden. N 


$. 16. 2 
Ueber Nichtigkeitsgründe, welche nicht lediglich auf einem Privatintereſſe 
beruhen, iſt ſtets abgeſondert zu verhandeln und zu entſcheiden. 
$. 17. | 


Die Erhebung einer Widerklage ift durch einen vorgängigen Sühneverſuch 
nicht bedingt; fie kann auch in der Berufungsinſtanz erfolgen. 


§. 18. 


Der Vorſitzende des Gerichts hat das perſönliche Erſcheinen der Parteien 
in der Gerichtsſitzung anzuordnen, wenn das Gericht dieſes Behufs des Sühne⸗ 
verſuchs oder Behufs Feſtſtellung des Sachverhalts mittelſt Befragung der Par; 
teien für angemeſſen erachtet. 8 

Ein gerichtlicher Sühneverſuch iſt regelmäßig dann anzuſtellen, wenn ein 
Sühneverſuch vor dem Geiſtlichen nicht ſtattgefunden hat. : 

Iſt eine Partei am Erſcheinen in der Gerichtsſitzung verhindert, oder iſt 
ihr Erſcheinen wegen weiter Entfernung ihres Aufenthaltsortes vom Gerichtsſitze 

mit beſonderer Beſchwerde verbunden, ſo kann der Verſuch der Sühne und die 
Befragung der Partei einem Mitgliede des Prozeßgerichts oder dem Amtsgerichte 
des Aufenthaltsortes übertragen werden. f f 


. VPC Tran 
Bei Ausübung des Fragerechts iſt die Androhung des Nachtheils, daß die 


betreffende Behauptung als auf die dem Gegner vortheilhaftere Weiſe beantwortet 
anzuſehen fei, nicht zuläffig. a 


4 
Fr 


Aenne 


d, 20 


Das Gericht kann einen Geiſtlichen um ſeine Mitwirkung im Sühn 
Termine erſuchen. Ein Zwang gegen den Geiſtlichen findet jedoch nicht ſtat 


Das Gericht hat das Ergebniß der Beweisführung nach freier Ueber⸗ 
zeugung zu würdigen, an geſetzliche Beweisregeln iſt daſſelbe nur in den durch 
ieſes Geſetz beſtimmten Fällen gebunden. N 


$. 22. 


N: Das Gericht hat eine Thatſache, über deren Richtigkeit die Parteien ein⸗ 
verſtanden ſind oder über welche eine Partei ſich nicht erklärt hat, nur inſofern 

als richtig anzunehmen, als es durch den Inbegriff der Verhandlungen die Ueber⸗ 

zeugung von der Richtigkeit derſelben gewonnen hat. N 

| Dieſe Vorſchrift gilt auch hinſichtlich der Echtheit von Privaturkunden. 

5 9. 23. 

® Oeffentliche Urkunden begründen vollen Beweis desjenigen, was darin 

amtlich verfügt oder bezeugt wird. 


d Die Echtheit von Urkunden, welche in der Form öffentlicher Urkunden 
ausgeſtellt find, wird vermuthet. 


5 


§. 24. 


Die Zeugen ſind vor dem Prozeßgerichte zu vernehmen, ſofern ſie nicht an 
dem Erſcheinen vor dieſem verhindert ſind oder in weiter Entfernung von dem 
Sitze deſſelben ſich aufhalten. a 

„Erfolgt die Vernehmung der Zeugen vor dem Berufungsgerichte, fo ges 
nügt es, wenn die erfolgte Vernehmung im Protokolle nur im Allgemeinen be⸗ 
urkundet, der weſentliche Inhalt der Zeugenausfagen aber in den Thatbeſtand 
des Urtheils aufgenommen wird. | ang 5 


1179 


N | 


Die Eideszuſchiebung, die Auferlegung des Reinigungseides, der Dif- 
feſſtonseid und der Editionseid von Seiten einer Prozeßpartei, ingleichen die im 
0 15 der bürgerlichen Prozeßordnung zugelaſſene eidliche Erhärtung ſind un⸗ 
Durch Leiſtung des Ergänzungseides wird der Beweis der beſchworenen 
Thatſache hergeſtellt. Wird die Leiſtung dieſes Eides verweigert, fo gilt das 
Gegentheil desjenigen, worüber der Eid zu leiſten war, als erwieſen. Der 
Erlaß des Ergänzungseides durch den Gegner wirkt der Eidesleiſtung nicht gleich. 


| $. 26. 


Im Geltungsgebiete des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts behält es 
bei den Vorſchriften der . 727. bis 730. Titel 1. Theil II. dieſes Geſetzbuchs 
über die Ausſetzung der Verkündigung des Urtheils fein Bewenden. 


Gr. 73380 e 


Em = 
. 27. 


nung der Ehegatten lauten, muß zugleich eine Beſtimmung über die Schuld oder : 


Unſchuld der ſtreitenden Theile, ingleichen, wenn auf Scheidung der Ehe erkannt 
iſt, über die Befugniß zur Wiederverheirathung enthalten fein. 

Die rechtskräftige Beſtimmung über Schuld oder Unſchuld iſt auch für 
die vermögensrechtlichen Folgen der Ehetrennung maaßgebend. 


Für die Gebietstheile, in denen die Vorſchriften der §§. 737. ff., 745. ff. E 


Titel 1. Theil II. des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts und des $. 51. Titel 40. 


Theil I., ſowie des §. 293. des Anhangs der Preußiſchen Allgemeinen Gerichts⸗ 


ordnung gelten, behält es bei dieſen Vorſchriften ſein Bewenden. 


F. 28. 
Wird der Kläger mit der Klage abgewieſen, ſo iſt er nicht befugt, eine 


neue Klage auf ſolche Thatſachen, welche er im früheren Rechtsſtreite geltend zu 
machen im Stande war, ſelbſtſtändig zu ſtützen. 

Ein Gleiches gilt für den Beklagten in Betreff der Thatſachen, auf welche 
er eine Widerklage zu gründen vermochte. A 


Dieſe Vorſchriften erleiden jedoch eine Ausnahme hinſichtlich derjenigen 4 | 


Nichtigkeitsgründe, welche nicht lediglich auf einem Privatintereſſe beruhen. 
§. 29. g 


75 


Der Abſtand vom Rechtsſtreite hat dieſelbe Wirkung, wie die Abweiſung | 


der u 
5 erſelbe iſt bis zur Rechtskraft des Endurtheils ſtatthaft. 


$. 30. 


Die Wirkſamkeit der Erhebung des Einſpruchs, der la) und der 
Nichtigkeitsbeſchwerde iſt dadurch bedingt, daß die Erhebung innerhalb | 
dieſelbe beſtimmten Friſt Behufs der Eintragung in das zu dieſem Zwecke auf 


m 
za 


In Urtheilen, welche auf Scheidung der Ehe oder auf beſtändige Tren, 


der für 


der Gerichtsſchreiberei des betreffenden Gerichts offen liegende Regiſter an⸗ 2 


gemeldet wird. 


III. Beſondere Beſtimmungen fuͤr Klagen auf Trennung der Ehe 


wegen boͤslicher Verlaſſung. Wi 


§. 31. ee 
Für die Klage gegen den Ehemann auf Trennung der Ehe wegen bös⸗ 


licher Verlaſſung iſt, wenn der Ehemann feinen bisherigen Wohnfit aufgegeben 


hat, ohne einen neuen Wohnſitz im Inlande zu begründen, das Gericht zuſtändi 
in deſſen Bezirk der Ehemann feinen letzten inländiſchen Wohnſitz hatte. = 3 


1 


363 — 

$. 32. 

Wenn die Juſtellung richterlicher Verfügungen an den abtrünnigen Ehe⸗ 
gatten nach den Vorſchriften der §§. 121. bis 124. der bürgerlichen Prozeß⸗ 
ordnung erfolgen kann, ſo hat der verlaſſene Ehegatte vor Erhebung der Klage 
auf Trennung wegen böslicher Verlaſſung mittelſt ſchriftlichen, an das Prozeß⸗ 
gericht zu richtenden Geſuchs Rückkehrbefehle zu erwirken. 

Findet das Gericht nach Prüfung der Sache in berathender Sitzung das 
Geſuch begründet, ſo kann es durch einen Geiſtlichen die Herſtellung des ehelichen 
Lebens binnen einer dafür zu beſtimmenden Friſt verſuchen; wird aber dieſer 
Verſuch nicht unternommen, oder iſt derſelbe fruchtlos geblieben, ſo hat das 
Gericht dem abtrünnigen Ehegatten die Rückkehr innerhalb beſtimmter Friſt zu 
befehlen. Wenn dieſem Befehle nicht Folge geleiſtet wird und den Vorſchriften 
der $$. 9. ff. über den geiſtlichen Sühneverſuch genügt worden iſt, fo hat der 
Vorſitzende des Gerichts den Verhandlungstermin auf die Klaganträge anzu⸗ 
beraumen. 8 33 


Wenn die Zuſtellung richterlicher Verfügungen an den abtrünnigen Ehe⸗ 
gatten nach der Vorſchrift des . 125. der bürgerlichen Prozeßordnung erfolgen 
muß, ſo hat der verlaſſene Ehegatte mittelſt ſchriftlichen Geſuchs die Ermächti⸗ 
gung des Prozeßgerichts zur öffentlichen Ladung des abtrünnigen Ehegatten zu 
erwirken. Die öffentliche Ladung iſt nur auf Grund dieſer Ermächtigung 
zuläſſig. Die Ermächtigung darf nur ertheilt werden, wenn glaubhaft gemacht 
iſt, daß der Aufenthaltsort des abtrünnigen Ehegatten dem Antragſteller unbekannt 
iſt, oder die Behörden des auswärtigen Staats die Zuſtellung verweigern. 

Die öffentliche Ladung iſt ferner nur dann zuläſſig, wenn, von der Zeit 
der böslichen Verlaſſung an gerechnet, mindeſtens Ein Jahr verfloſſen iſt. 

Das Gericht beſchließt über das Geſuch um Ertheilung der Ermächtigung 
zur öffentlichen Ladung, nach zuvoriger Anhörung der Kronanwaltſchaft, in 
berathender Sitzung. 

f Nach ertheilter Ermächtigung erfolgt die öffentliche Ladung zu dem vom 
Vorſitzenden Behufs Verhandlung der Klaganträge anzuberaumenden Termine in 
Gemäßheit des F. 125. der bürgerlichen Prozeßordnung. 


| . 34. 


Wenn nach r öffentlicher Ladung und, bevor ein rechtskräftiges 
Urtheil ergangen tft, der Beklagte erſcheint, oder das Gericht in Erfahrung bringt, 

daß der Beklagte ſich an einem Orte aufhält, wo ihm richterliche Verfügungen 
nach den Vorſchriften der $$. 121. bis 124. der bürgerlichen Prozeßordnung zu⸗ 
geſtellt werden können, ſo iſt die Verhandlung der Sache ſowohl in der erſten 
Inſtanz, wie in der Inſtanz der Rechtsmittel von Amtswegen bis dahin zu 
vertagen, daß den Vorſchriften über Rückkehrbefehle und vorgängigen Sühne⸗ 
verſuch (§§. 32. 10. bis 13.) genügt iſt. 


Sr a . 
Das Gericht hat, auch wenn der Beklagte die Rückkehrbefehle nicht befolgt, 
oder 


Gr. 7888) 


oder auf öffentliche Ladung nicht erſcheint, die bösliche Verlaſſung nur dann al 
erwieſen anzunehmen, wenn es aus den Umſtänden des Falles die Ueberzeugung 
gewonnen hat, daß eine bösliche Verlaffung vorhanden ſei. 


IV. Beſondere Beſtimmungen für Klagen auf Eingehung einer Ehe. 


. 36. 


Wenn gegen eine beabſichtigte Eheſchließung auf Grund einer anderen 
Eheverpflichtung Einſpruch erhoben wird, fü kann das hinſichtlich dieſer Ehe⸗ 


verpflichtung zuſtändige Gericht mittelſt einſtweiliger Wi be die beabſichtigte 5 


Cheſchließung unter Androhung von Geldſtrafen für die 


ei der Eheſchließung 
Mitwirkenden unterſagen. > 


§. 37. 
Die Erzwingung einer Eheſchließung durch Geld- oder Gefängnißſtrafe iſt 
unſtatthaft. { 
| V. Schlußbeſtimmungen. 
8 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1869. in Kraft. 


Daſſelbe findet auf Rechtsſtreitigkeiten, welche in erſter Inſtanz vor den 4 


‚ 


bürgerlichen Gerichten anhängig find oder anhängig waren, keine Anwendung. 


Die am 1. April 1869. bei den Konſiſtorien und den Kommiſſionen an⸗ 
zuſtän 


finden die Vorſchriften des Hannoverſchen Geſetzes vom 4. Mai 1852., die 
Uebergangsbeſtimmungen in das neue Prozeßverfahren betreffend, unter Gleich⸗ 
ſtellung dieſes Geſetzes mit der Hannoverſchen bürgerlichen Prozeßordnung, ent⸗ 
ſprechende Anwendung. i 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedru 100 1 


Königlichen Inſiegel. f 
Gegeben Berlin, den 1. März 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismaärck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg 
Leonhardt. 

Rebigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 

Berlin, gedruckt in der Al aa Ober Hofbuchdruckerei j 


vH 


Bängigei ac eee der gehen auf die nach den Vorſchriften dieſes Geſezes 


igen Gerichte über. Rückſichtlich des Verfahrens in denjenigen Sachen, 4 
welche bei den Konſiſtorien in erſter Inſtanz anhängig find oder anhängig waren, 


